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A n f r a-1l e b e a n t W 0 r t, u n g 

:Die Abgeordn.coten L 8 c k n e r und. Genossen haben am 23. Närz d.J. 

in 8iner parlamentarischen Anfrage an (',8n BuThdssüünister für Land- und 

Forstwirtschaft eine strenge UlJsrprüfung (!."T Vorkommnisse in der Steirischen 

VTeinkelle:::ei Ges .m. b .H. gefordert. Die AnfragssteIler habeh dabei insbe-

sondere auch darauf hing:,,;wiesGl1? dass wE;l1ige Jahre vorher das Hinisterium 

zum Ankauf eines Kellereibetriebes staatliche Subventionen in der H5he von 

6,5 Mi llionen Schilling bewilligt habe, diJses mit öffentlichen Ge Idern 

erm5g1ichto Unternehmen jedoch dennoch konkursreif geworden sei. 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft :Dipl.-Ing. H art man n 

hat o_iese Anfrage mit nachst oh2nden Ausführungen b ',oantviOrt8t~ 

Bei der Steirischen Ueinkellerei G~s.m.b.H. handelt es sich um eine 

Gesellschaft mit beschränkt c:r Haftung im Sinne d,::;s Gesetz(os vom 6.März 1906 9 

RGBl.Nr. 58 9 über Geselhchafton mit b 2schränkt er Haftung. :Das Bundes­

ministerium für 1and- und Forstwirtschaft ist auf Grund der bestehenden 

gesetzlichen Bestimmul1gen'nicht bC:3fligt, di3 Finanzgebarung der genannten 

Gesollschaft zu überprüfen. :Dio Beantvvortung der .Anf~age kann daher nur 

hinsichtlich jenor Punkte erfolgen, boi demen di e Zuständigkeit clJ)s BundJs­

~iiinisterium[, für 18nd- und Forstwirtschaft auf Grund dc:r einschlägigen Vor­

schriften g8geben ist, das sind elie, Punkte 2 9 3 und 7. 

Zu Punkt 2 (ob dem J1liinistür die Notive für die Unt orstützung der Gründung 
der St8irischen YToinkcllrcrei im Jahre 1955 bekannt waren)~ 

Üb,~rdurchschnittlicho '7(ün:;rl1t(~n 1,-:>.",;1 die; übc::rgrosscm Spannungen zTvischen d2m 

Erzcmg:',rpreis und Konsruntmt~'npreis haben bcr,,,its vor Jahren zu einor Absatz­

krise für ö st orreichi sehe ":Teine ßeführt, 6.i ':' einen ?reisvsrfall für Traub :",11 

und Traubenmost befürc 11t:'11 li,:;ss und dah::r zu,?in,,:r un :.rträglichen Lage d2r 

i;T oinbautrf:ib ::nden hät to führen könn:'ll. :Das Bun(lesministerium für 1and- und 

Forstwirtschaft h®,ttl,' (laher D::'roits in! Jah"c 1953 cün() zcmtral@ Lenkung 

clor ::Teinv()rmarktung angsrogt und in ITiec1erösterr",ich und im Burg;2nland 

die Vorauss8-Gzungen zur Errichtung ',in8r V8rbandskellGrei g,"schaffen. :Die 

ÄLJ_sclohnung der z-::mtralen ~~7einvc:rmarktung auf die st ,::L:;iul1ark erschien eben­

falls geboten, sodass als nächstor Schritt die} Gründung ,~iner ZGntralkellsrei 

in Graz ~rfolgteo 

Es :;::teht ausser ZVJ3 ifel, dass di2 Schaffunc,; von Zcntr'alk811er,üen 

die Preisbilclung sowohl ,mf der 8site der Produktion als auch auf der Se ite 

des Konswus massgoblich boeinflusst& Die Möglichk~it eines überregionalen 
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~/Au~gleiches und des Exportes von Überschüssen ist insbesondero für die wirt .... 

schaftlich schwächeren Weinbauern von relevant er Bedeutung. AUS diesen 

Gründen erfolgte auch im Jahre 1955 und spät er ei;lO Förderung der Steirischen 

l"Teinkellerei durch den Bund. Die Bundesmittel n.rden für den getätigten An­

kauf und für die erforderlichen technischen Einrichtungen entsprechend den 

ha.Richtlinien auf Grund von vorgelegten Rechnungen gewährt. Der Ankauf der 

Kellereien selbst als auch .. die sOlStigen Inv2stitionen waren - wie aus den 

seinerzeit durchgeführten Erhebungen hervorgeht - durchaus den steirischen 

Verhäl tnissen mgepasst, da die dortigen l.7inz crgeno ssenschaften einschli ess­

lich der Steirischen 'V'"einkolltJrei Ges .m. b .H. trotz dos vorgenommenen J~usbaues 

dieser Kelle.rei insgesamt nur 25 - 30 'lb (3iner steirischen Normalernte lagern 
können. 

Die richtlinienmässige Verwendung des Bundeszuschusses wurde überprüft. 

Zu Punkt 3 (ob die !Kontrollmassnahmen derart mangelhaft waren, (tass T'ein­
pant schereien und st auerhinterziohunge n durchgeführt werden konnte n): 

Zur Frage der Durchführung der Kontrollmassnahmen auf Grund des \.-einge­

setzes 1929, BGBL.Nr.328, darf ich bemerken, dass die Steirische \;-ein-. 
kellerei Gos .m. b .H. so wie jeder andere ':.~ eingro sshandelsbetrieb jährlich 

mindestens einmal vom zuständigen Bundeskellereiinspektor planmässig kon­

tr?lliort und überdies stichprobenweise Kellerkontrollen ausserhalb der 

Jahreskontrolle. durchgeführt wurden. Das derzeit laufende gerichtliche Ver­

fahren ist durch eine Kellerkontrolle ausgelöst worden, die. nach Bekannt­

werden des Verdachtos der Steuerhinterziehung durchgeführt wurde. ?eshalb 

eine frühere Kellerkontrolle diesen Sachverhalt nicht aufdeckon kOlli'1.te, liegt 

in dor Art der Mat erie und wird im Zuge des Gericht sv erfahre ns geklärt l,verden 
müssen. 

Bemerkt wird 9 dass dem Kellereiinspektor auf Grund der bestehenden 

Vorschriften eine Bucheinsicht nicht zusteht 9 sodass er auch koine Möglich-­

keit hatte 9 Mengenbewegungen und d&i:tit auch die Steuerloistungen zu kon­

trollieren. Die Gebarungsüberprüfung hinsichtlich der Stouerleistung ist An­

gelegenhoit der Finanzverwaltung und entzieht sich meiner Beurteilungc 

Zu Punkt t (ob von seiten cles IVlinist eriums geprüft wurde, ob sich der 
Geschäftsführer oin8r strafbaren.oder disziplinär zu ahndenden Handlung 
schuldig gemacht habe): I 

Der Geschäftsführer der Steirischen 7:einkellerei Ges.m.b. Ho Franz 

Kortschak hat sich nach seinem .L.usscheiden aus dem Nationalrat unverzüglich 

beim :Bundesminist erium für Land- und Forstwirts c haft in seiner Eigonschaft 

als Kellereiinspektor zum Dienst gemeldet und gleichzeitig unter Vo:dage 

eines amtsärztlichen Zeugnisses nachgewiesen, da~s er derzeit krankheits­
halber dienstunfähig ist. Eine Beurlaubung im Zusammenhang mi t den Vorkomm­
nissen bei der Steirischen t'oinkollerei Ges.m. b.H. war daher ontbehrlich. 
Die gegen Kellereiinspektor Kortschak in der Öffentlichkeit vorgebrachten An­
schuldigungen wurden in seinem Personalakt vorgemerkt. Das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft wird im Sinne der gesotzliche Verpflichtung 
auf Grund der Dienstpragmatik nach Abschluss des gerichtlichen VerfahrenG 9 

gleichgiiltig welchen Ausga;ng dasselbe nehmen möge, zu überprüfen ,'haben? ob 
sich der Genannte einer disziplinär zu ahndenden Handlung schuldig gemacht 
hat,und gegetenenfalls das gesetzlich vorgesehene Disziplinarverfahron 
einzuleiten haben. 
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